Rede des Bundes- und Fraktionsvorsitzenden 

der F.D.P.

Dr. Wolfgang Gerhardt MdB

auf dem Dreikönigstreffen der F.D.P. 

in Stuttgart am 06. Januar 1999

(Es gilt das gesprochene Wort)

Anrede,

zum letzten Mal treffen wir uns beim Dreikönigstreffen 1999 in Stuttgart im alten Jahrhundert. Der Blick auf das vor uns liegende Jahr 1999 geht  diesmal schon ins nächste Jahrtausend. 

Ich freue mich über Ihre Anwesenheit hier im Staatstheater und stelle fest, daß die F.D.P. ihre Anziehungskraft nicht verloren hat. Wir haben keine Patina angesetzt. 

Nach fast dreißig Jahren Regierungsarbeit haben wir eine neue Aufgabe. Wir sind Oppositionspartei im Deutschen Bundestag. Wir sind darauf programmatisch und personell vorbereitet. Aus der Regierungsverantwortung sind wir ohne Wehmut geschieden. Für die Opposition gilt: Strategie statt Nostalgie. 

Einige von uns haben neue Aufgaben. Schauen Sie sich das Podium hier an. Sie können mir glauben, wir sitzen nicht nur nebeneinander, wir stehen auch zusammen.

Der Souverän hat entschieden. Die Wählerinnen und Wähler wollten den Wechsel, und sie haben ihn bekommen. Die SPD hat einen überragenden Wahlsieg erzielt, das ist niemandem verborgen geblieben. Sie hat versprochen, zwar nicht alles anders, manches aber besser zu machen. Das ist allerdings bisher so ziemlich jedem verborgen geblieben.

Gerhard Schröder ist nicht Tony Blair, und die SPD ist nicht new labour. Im Gegenteil: Die Wählerinnen und Wähler haben Gerhard Schröder maßlos überschätzt und Oskar Lafontaine gefährlich unterschätzt. Gerhard Schröder ist im wahrsten Sinne des Wortes der schlecht vorbereitete Verlierer der Koalitionsverhandlungen, und Oskar Lafontaine ist der gut vorbereitete Gewinner der Koalitionsverhandlungen. Nach der Wahlwerbung um die neue Mitte dominiert nun wieder die alte Linke. Die Grünen sind mit von der Partie, sie haben sich bei den Koalitionsverhandlungen platt wie eine Flunder gemacht.

In der Sozialpolitik triumphieren die alten sozialdemokratischen Rezepte großer kollektiver Solidargemeinschaften. In der Wirtschaftspolitik dominiert Lafontaine'sche Konjunkturpolitik vor der investitionsfreundlichen Struktur- und Steuerpolitik. In der Steuerpolitik herrscht Umverteilung vor Arbeitsplätzen und kleine Trippelschritte anstelle von Courage zu Steuersenkungen.

In der Europapolitik werden von der neuen deutschen Regierung wilhelminische Töne laut, aber auf dem EU-Gipfel Null Ergebnisse erzielt.

Die bisherige Bilanz von rot-grün ist handwerklich mangelhaft und inhaltlich falsch. Es lag nicht an den Koordinationsmängeln der ersten einhundert Tage. Es lag an dem politischen Konzept der Vergangenheit, mit dem die Zukunft nicht gestaltet werden kann.

Oskar Lafontaine hat mit seinen konjunkturpolitischen Theorien international eine Abfuhr nach der anderen erhalten. Zielzonen für feste Wechselkurse sind gescheitert, die Steuerharmonisierung in der Europäischen Union wird nicht auf der Basis der hohen Steuern in Deutschland zustande kommen, und die neue Lastenteilung innerhalb der Europäischen Union wird schwieriger erreichbar sein, als der Bundeskanzler ahnt.

Joschka Fischer beginnt im guten Anzug und verspricht die Kontinuität der deutschen Außenpolitik. Dann aber gibt er der grünen Basis ein Stückchen Zucker mit der völligen Verdrehung der atomaren Erstschlagdiskussion der NATO, findet aber für diese Ansicht nicht einen einzigen Verbündeten innerhalb der NATO.

Das verantwortungslose Geschwätz des Finanzministers Oskar Lafontaine über die Politik der Zentralbank gefährdet unser Geld und verletzt die große deutsche Nachkriegstradition der unabhängigen Notenbank.

Die Politik der rot-grünen Bundesregierung kommt die Bürger durch eine total verhedderte Steuerreform mit Öko-Etikettenschwindel teuer zu stehen. 

Der Anschlag auf den Mittelstand ist in Vorbereitung. Wer die Teilwertabschreibung abschafft, ohne gleichzeitig die Steuersätze deutlich zu senken, der schafft für viele mittelständische Betriebe eine drastische Steuererhöhung und vernichtet Arbeitsplätze.

Die Politik der rot-grünen Bundesregierung flexibilisiert keine Arbeitsmärkte. Sie beseitigt keine strukturellen Defizite. Sie konsolidiert keine Haushalte und baut keine hohe Steuer- und Abgabenlast ab. Sie gibt auch Bildung und Ausbildung keine wirklich neue Priorität.

Die rot-grüne Bundesregierung macht ihre Hausaufgaben nicht. Sie setzt nicht auf die Leistungsbereiten, wie es im SPD-Programm steht. Das war ein Tippfehler: Sie setzt sich auf die Leistungsbereiten.

Bisher galt die Hoffnung: Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch den dazugehörigen Verstand. Diese Hoffnung ist von rot-grün deutlich enttäuscht worden.

Rot-grün 1999, das wird ein Jahr des Zeitverlustes für die Bundesrepublik Deutschland im weltweiten Wettbewerb.

Die Systeme der sozialen Sicherung sind unbeweglich geworden, die Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten werden wieder zurückgedrängt. Jedermann weiß aber, daß die ungebremste Überführung individueller Lebensvorsorge in das steuer- und beitragsfinanzierte Kollektiv so nicht mehr finanzierbar ist.

Der Arbeitsmarkt in Deutschland wird wieder stärker reguliert. Der Arbeitsmarkt in Deutschland wird einheitlich und kollektiv verwaltet und dadurch unter enormen Kräfteverlusten nahezu stranguliert.

Seit zwei Jahrzehnten ist versucht worden, die Probleme der gesetzlichen Krankenversicherung  durch Kostendämpfungsgesetze zu kurieren. Deren stets nur begrenzter Erfolg hat zu einer Strukturreform geführt, die jetzt von rot-grün wieder vernichtet wird. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Kassen werden verengt, und die Transparenz für die Inanspruchnahme von Leistungen vernichtet.

Für die notwendige Modernisierung ist die rot-grüne Koalition nicht gerüstet. Sie ist kein Reformhaus. Wo Diät notwendig wäre, füttert sie hinzu, wo Stärkungsmittel verabreicht werden müssen, verordnet sie FDH. Statt Vitaminen gibt sie Schlafmittel und an anderer Stelle statt Dopingkontrollen wiederum Anabolika.

Das alles wird ergänzt durch eine sich im Dauertauchen übende Partei Bündnis 90/ Die Grünen. Die Verzückung über die Erlangung der Regierungsmacht hält noch an, die Bereitschaft, bisherige Positionen über Bord zu werden auch, und Kreide wird gleich in Kilopaketen geschluckt, daß es nur so staubt.

Die F.D.P. kennt nun wirklich Koalitionsverhandlungen zur Genüge. Wir kennen die Schwierigkeiten bei gegensätzlichen Positionen und das oft mühselige Suchen nach Kompromissen. Wir sind auch vertraut mit Vorwürfen, dies und jenes nicht durchgesetzt zu haben. Aber ich kann Ihnen  hier glaubhaft versichern: Gegen die Grünen waren wir geradezu Helden.

Die Grünen haben sich, wenn man die rot-grüne Koalitionsvereinbarung liest, in keinem Punkt ihren Zielen genähert. Weder beim Tempolimit, noch bei einer wirklich umfassenden Ökosteuerreform, weder beim Austritt aus der NATO, noch bei einer Reduzierung der Bundeswehr, noch bei einer ökologischen Verkehrswende.

Nicht, daß wir darüber unglücklich wären: Aber die Grünen müssen sich an ihren eigenen Versprechungen und Prinzipien messen lassen.

Selbst bei dem Punkt, bei dem sie behaupten, sie hätten in der Koalitionsvereinbarung Klarheit geschaffen, beim Ausstieg aus der Kernenergie, zeigt sich im politischen Alltag, daß anscheinend nichts klar ist.

Entweder sind unsere Kraftwerke nicht mehr sicher genug, dann müssen sie abgeschaltet werden und zwar möglichst sofort. Oder sie sind auf hohem Sicherheitsniveau, aber die Entsorgung der Kernbrennstoffe ist es nicht, dann muß auch ausgestiegen werden, weil keiner weiß, wohin mit dem Zeug. Wenn aber die deutschen Kernkraftwerke als sicherste der Welt gelten und es nicht wirklich gesichert ist, daß alternative Konzepte tatsächlich eine wirksame Reduktion der Kohlendioxydbelastung garantieren, ist die Option auf die Kernkraft unverzichtbar.

Option heißt für die F.D.P. dabei nicht, einfach weiter so, sondern auch Weiterarbeit an besseren Techniken beim Einsatz von Kernbrennstoffen. Aus dieser Arbeit darf sich Deutschland schon deshalb nicht verabschieden, weil inhärent sichere Kraftwerke entwickelt werden können und müssen. 

Es mag gefährlich sein, Energie aus Kernbrennstoffen zu gewinnen, verglichen mit den Folgen einer weltweiten Klimaveränderung muß diese Gefahr aber bewältigt werden können. Ja, es ist sogar die Verpflichtung weiterentwickelter, hochleistungsfähiger Gesellschaften, Kompetenz im Umgang mit Kernenergie zu behalten.

Der Weiterbetrieb von Reaktoren, die nach internationalem Standard sicher sind, ist schon deswegen unerläßlich, weil derzeit abgebrannte Brennstoffe in diesen Kraftwerksanlagen zwischengelagert sind und es für sie noch keinen anderen Verbleib gibt. Vor allem dann, wenn man wie rot-grün es vorhat, die Wiederaufbereitung beenden will.

Wenn ich in solch zentralen Fragen für die Politik der F.D.P. mit einer derartigen Bilanz vor einen F.D.P.-Bundesparteitag getreten wäre und gesagt  hätte, dies ist unser Koalitionsvertrag, ich hätte froh sein können, mit dem Leben davonzukommen.

Die Grünen haben alles geschluckt. Von dieser Partei der Prinzipien ist nur noch das Prinzip geblieben, keines mehr zu haben. Früher konnten Sie bei jeder Menschenrechtsverletzung in China und bei jedem Vorgehen gegen Dissidenten am nächsten Tag die Aufforderungen von Herrn Fischer an Herrn Kinkel hören, der chinesischen Führung Ratschläge zu erteilen. Heute dürfen Sie bei einem erkennbaren, viel energischeren Vorgehen der chinesischen Führung gegen Dissidenten die Meldungen an einer Hand abzählen, die der Bundesaußenminister Fischer nach Peking drahtet.

Und die Verdrängungsreserven zugunsten des Machtstrebens sind noch lange nicht erschöpft. Im Stile einer japanischen Automarke "alles ist möglich" fordert der ehemalige Vorstandssprecher Trittin eine Neuorientierung gegenüber der PDS. Er versteht die öffentliche Aufregung über eine Zusammenarbeit zwischen SPD und PDS im Osten nicht, sagt er. Wenn zwei sozialdemokratische Parteien sich zusammenfinden, so könne er nicht erkennen, daß sich da zwei völlig fremde politische Strukturen begegneten. 

Das ist für einen ehemaligen K-Grup​pen- Funktionär wohl nicht anders zu sehen. Nur: Für die Politik in der Bundesrepublik Deutschland hat dieser Mann erkennbar ein höheres Restrisiko als die ihm so verhaßten Atomkraftwerke.

Vor einigen Wochen beschrieb die Frankfurter Allgemeine Zeitung in einem Kommentar, daß die SPD die Macht zum Teil gewonnen habe, weil in der europäischen Bevölkerung, und ich füge hinzu, auch in der deutschen Gesellschaft, die Sehnsucht nach alten Zeiten und nach einem Staat, der soziale Harmonie ausstrahlt und organisiert, groß ist. 

Die Widersprüche aber, so fährt der Kommentar fort, beginnen dort, wo die SPD sich auf eine andere Klientel beruft, die sogenannte neue Mitte. Denn die Macht ist der SPD auch gleichzeitig aus diesen Schichten erwachsen, deren Selbstbewußtsein im Zuge der Globalisierung gewachsen war und die auf politische Erneuerung drängten und sich auf eine emanzipierte SPD verlassen haben.

Jost Stollmann, der von dem roten Hahn aus dem Saarland vom Hof gebissen wurde, personifiziert dieses Dilemma. Da mag Gerhard Schröder, so oft er will, den strahlenden Helden geben und den Erneuerer spielen. Es ist die alte Tante SPD, die regiert. Sie ist nur gut geschminkt. 

Wir wollen uns nicht damit begnügen, auf einem rot-grünen Verkehrsübungsplatz zu stehen, den Regierungsnovizen beim Verschalten und beim  Abwürgen des Motors zuzusehen und ihr krampfhaftes Spurhalten zu beobachten.

Über alle Einzelthemen hinaus muß eine klare, grundsätzliche Auseinandersetzung geführt werden. Rot-grün beginnt in diesen Tagen eine bedenkliche Politik.

Die Reaktorsicherheitskommission will Herr Trittin neu besetzen. Das heißt nichts anderes, als daß unliebsame Meinungen beiseite geschoben werden sollen.

Den Sachverständigenrat will Herr Lafontaine auf Linie bringen. Das heißt nichts anderes, als daß ihm das Herbstgutachten nicht gefallen hat- das kopnnte es auch nicht. 

Den Sachverständigenrat im Gesundheitswesen hat Frau Fischer aufgelöst und will ihn  neu besetzen, weil er zu anderen Konzepten rät, als rot-grün will. 

Die deutschen Benennungsvorschläge für die EU-Kommission haben SPD und Grüne in einem Kuhhandel ausgemacht: Die Grünen stimmen für einen sozialdemokratischen Bundespräsidenten und erhalten dafür einen grünen EU-Kommissar.  Keine Rede mehr von der Tradition, immer auch einen Personalvorschlag der Opposition für die EU-Kommission einzubeziehen.

SPD und Grüne glauben wohl, alles zu ihrer Beute machen zu können. Diesen Versuch der Gleichschaltung nach innen, verbunden mit rot-rot im Osten und rot-grün im Westen, muß Einhalt geboten werden. Die Bundesrepublik gehört nicht SPD und Grünen, sie ist nicht das Eigentum einer Partei.

Wilhelminisch nach außen, gleich ausgerichtet nach innen, mit sozialpolitischer Meinungspolizei und kulturpolitischer Geschmacksdiktatur, so stellen wir uns die Bundesrepublik Deutschland nicht vor.

Wenn 40 % der Menschen in Deutschland glauben, daß dies auf Dauer gut gehen könnte, so mögen dies 40 % in Deutschland glauben. Unsere Aufgabe besteht darin, diejenigen Menschen anzusprechen, die wissen, daß das nicht die Antwort für die Zukunft sein kann.

Bei den Wahlen 1999 geht es deshalb um Kontrolle von Macht statt Allmacht,  um Vielfalt statt Einfalt, um Gegengewicht statt Stromlinienform. Es geht um die Behauptung der Contraposition zu rot-grüner Politik.

Die F.D.P. erschöpft sich nicht in einem wandelnden Steuerberatungsbüro. Wir werden Lösungen auf allen politischen und gesellschaftlichen Feldern für unser Land voranbringen. 

Wir erheben einen umfassenden Anspruch zur Gestaltung der Politik in Deutschland. Die Botschaft, die wir vertreten, ist unbequem, aber sie ist richtig. Es ist die Botschaft der Orientierung statt der Gängelung, und sie lautet: "Weg vom Vollkaskostaat, Eigenverantwortung statt Anspruchsdenken, Differenzierung vor Vereinheitlichung, Vielfalt und Toleranz, Leistung und Verantwortung, Fairness und Spielregeln, Generationengerechtigkeit und Wettbewerb und Freiheit."

Bahnbrechende Entscheidungen in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland wurden durch politische und gesellschaftliche Auseinandersetzungen getroffen: Die Westbindung nach dem Zweiten Weltkrieg, die Wiederbewaffnung, die Ostverträge und die neue Außenpolitik nach 1969 und ebenso die Nachrüstung. Die neue Fassung des Abtreibungsparagraphen 218 war Gegenstand breiter Dispute und kontroverser Diskussionen und langer Auseinandersetzungen. 

Wir waren bei allen diesen Entscheidungen eine wichtige politische und gesellschaftliche Kraft, und wir müssen diese politische und gesellschaftliche Kraft auch behaupten. 

Wir müssen einladend sein, damit Menschen zu uns kommen, weil sie mit uns diskutieren möchten, weil sie bei uns Sachverstand vermuten und weil sie wissen, daß sie bei uns über pro und contra argumentieren können. Wir müssen Farbe bekennen, wir müssen entschieden sein, kämpferisch auftreten und klar sagen, was wir wollen. 

Wir vermitteln keine Heilslehren oder einen Lebenssinn, der den Menschen Leiden abverlangt. Wir sichern die Freiheit des Einzelnen. Wir stehen für die Offenheit einer Gesellschaft, und wir freuen uns über die Chancen von Menschen zu persönlichem Glück etwa im Jahr 1999.

Das klingt einfach, und es ist auch einfach. Das ist  das kardinale Unterscheidungsmerkmal zu allen Systemen der Unterdrückung. 

Der liberale Gedanke hat Zukunft. Das Verteilungsdenken darf nicht über die Leistungsbereitschaft obsiegen, und die Gleichheit darf die Freiheit nicht übertönen. 

Solange ein großer Teil von rot-grün ohne jeglichen Skrupel den Staat für verpflichtet hält, dem einzelnen Bürger Arbeit, Wohnen und  ein Auskommen zu schaffen und ihm im wirtschaftlichen Umfeld Abgabegarantien zu geben und Subventionen auszuhändigen, werden die Grundlagen eines Gemeinwesens zerstört.

Das eigentlich Politische reduziert sich bei rot-grün auf eine Art Bedürfnisbefriedigung durch  öffentliche Mittel unter nicht mehr tragbaren Kosten mit einem für alles zuständigen Staat. Ein übermäßiges Verlangen nach Absicherung und die Verweigerung von Risiken, das ist aber nicht der kulturelle Bezug zur Freiheit, den eine freiheitliche Gesellschaft braucht.

Bei der Freiheit geht es aber nicht nur um Demokratie und Wachstum. Es geht um die gesamte gesellschaftliche Kraft zur Freiheit. Freiheit darf nicht als unbequem empfunden werden. Der freiheitliche Charakter von Gesellschaften, die Freiheitsidee des Grundgesetzes besteht darin, Menschen zu eigener Verantwortung zu befähigen.

 Eine offene Gesellschaft muß, um funktionieren zu können, demokratisch und wettbewerblich sein. Eine Gesellschaft mit dem Ziel hoher Produktivität und dem Wunsch nach einem hohen Lebensstandard setzt voraus, daß hinreichend Verhaltensweisen der Verantwortungsbereitschaft gepflegt werden und Leistung nicht als Körperverletzung verstanden wird, sondern als notwendige Voraussetzung für soziale Sicherheit.

Die SPD spielt in der öffentlichen Landschaft der Bundesregierung Deutschland die sozialpolitischen Tabuwächter. Sozial ist nur noch, was  Sozialdemokraten unter sozial verstehen, und maximal noch das, was Heiner Geißler publiziert. 

Auch die F.D.P. würde gerne mehr Kindergeld zahlen, die Zuzahlung zu Medikamenten gegenstandslos machen und Menschen in Not noch mehr Sozialhilfe zukommen lassen. Aber wir müssen den Menschen sagen, daß es keinen Staat gibt, der auf die Dauer mehr für die Menschen tun sollte, als sie für sich selbst tun können. 

Die Wahrheit ist, daß solche Vorstellungen auf Dauer nicht finanzierbar sind, zu einer modernen Form von Sozialprotektionismus führen und schließlich im Mangel von Selbstbehauptungswillen und in der Unmündigkeit und im Verzicht auf eigene Anstrengungen enden.

Der rot-grüne Marsch nach rückwärts mit Steuern, Finanzen, Sozialpolitik, Bildungspolitik, Kernenergiepolitik, der Kaufkrafttheorie der Löhne und kleinen Umverteilungsspielchen findet in Deutschland am Ende eines Jahrhunderts statt, in dem sich Europa einem weitreichenden und ehrgeizigem Zukunftsprogramm zuwendet. 

Europa erhält mit den geschichtlich bedeutsamen Erweiterungsschritten ein neues Gesicht. Europa ist mit der Agenda 2000 unterwegs zu einer neuen Gestalt. Europa gibt mit dem EURO eine Visitenkarte auf den Märkten der Welt ab.

Diese Vorhaben sind mit Risiken behaftet, sie stellen Anforderungen an die Bürger, sie verlangen Veränderungsbereitschaft in Branchen und ganzen Volkswirtschaften. Die Chancen sind aber größer als die Risiken. Wenn das europäische Zukunftsprogramm gelingt, dann werden alle Mitglieder der europäischen Union den wirtschaftlichen und gesellschaftenlichen Herausforderungen der Zukunft weitaus besser gewachsen sein, als viele dies heute ahnen.

Deutsche Politik muß mit ihren Zielen ein Stabilitätsanker dieser Entwicklung und vor allem der neuen Währung sein. Eine Währung ist nur so stabil wie die Gesellschaft, die hinter ihr steht, die leistungs- und verantwortungsbereit ist, die Risiken auf sich nimmt, die Chancen bewertet und neues wagt.

Deutschland kann ohne ein friedliches und balanciertes Europa seine Rolle nicht dauerhaft und stabil finden. Deshalb sagen wir auch an die Adresse der rot-grünen Bundesregierung: Die Haltung zur Osterweiterung der Europäischen Union, die der Außenminister Fischer und der Bundeskanzler Gerhard Schröder vertreten, ist nicht akzeptabel. 

Die Freie Demokratische Partei ist nicht bereit, die Slowenen, die Ungarn, die Esten, die Tschechen, die Polen hinzuhalten und zu vertrösten. Unser Land wäre heute nicht vereint, wenn nicht die  Ungarn oder die Tschechen die Grenzen geöfnet und die Zäune durchgeschnitten hätten.

Es gibt nicht die Alternative der Reform der Europäischen Union vor Beitritt, wie Bundeskanzler Schröder dies glaubt. Beides muß gegenseitig unter Druck gebracht werden.

Deutschland muß aus seiner geografischen Lage und aus seiner Geschichte immer eine hochambitionierte Europapolitik führen. Es kann niemals im Bremserhäuschen sitzen. Wenn es uns nicht gelingt, die wirtschaftliche, die ökologische und die sicherheitspolitische Stabilität in ganz Europa herzustellen, dann werden wir Konsequenzen für uns selbst, für unsere eigene Werteordnung, für unsere wirtschaftliche und politische Stabilität nicht verdrängen können.

 Die Fortführung der europäischen Integration ist kein Selbstzweck. Der europäische Einigungsprozeß selbst ist die beste Garantie für Sicherheit und Stabilität in Europa. Er ist aktive Sicherheitspolitik für Deutschland.

Äußere Zeichen zu diesem Jahreswechsel deuten auf innere Zustände hin. Zur Festlegung des Wechselkurses des EURO reist nicht Bundesfinanzminister Oskar Lafontaine an, sondern Werner Müller - der Wirtschaftsminister, dem Oskar Lafontaine vorher jegliche europapolitische Zuständigkeit genommen hat. Ein Grüßaugust bei einem der symbolisch wichtigsten Termine in der Geschichte Europas. Das war das Produkt der neuen Troika Lafontaine, Schröder, Fischer.

Wir wollen am m 13. Juni bei der Wahl des Europaparlaments Liberale nach Europa schicken, die dort auch etwas zu sagen haben.

Mit Helmut Haussmann an der Spitze wollen wir unseren Nachbarn das europäische Deutschland zeigen, die liberale Stimme verstärken und Anwalt ganz Europas sein. Die Europäische Union heißt Europäische Union und nicht Westeuropäische Union.

Die F.D.P. muß sich 1999 nicht nur bei der Europawahl behaupten. Eine Vielzahl von Kommunalwahlen und die Landtagswahlen in Hessen, in Bremen, in Brandenburg, in Berlin, im Saarland, in Sachsen und in Thüringen stehen an. 

Die Kette der Wahlen beginnt im 7. Februar, also in gut vier Wochen in Hessen. 

Das nächste Spiel ist immer das schwerste. Der Ball ist rund, und das Spiel dauert 90 Minuten. Entschieden ist am Abend des 7. Februar um 18.00 Uhr, wenn die Wahllokale geschlossen haben und keine Minute früher. 

Schon zum fünften Mal erlebe ich jetzt, daß uns ein bestimmtes Meinungsforschungsinstitut bei  5 % sieht und den Wiedereinzug der F.D.P. in den hessischen Landtag als fraglich bewertet. Aber entschieden wird nach dem Willen der Bürgerinnen und Bürger. Und da bin ich mir ganz sicher: Die wählten die F.D.P. in Hessen fünfmal hintereinander nicht mit knapp 5 %, sondern 1983 mit 7,6 %, 1987 mit 7,8 %, 1991 mit 7,4 %, 1995 mit 7,4 % und bei der Bundestagswahl mit 7,9 %.

Warum nicht jetzt mal eine Acht vor dem Komma mit Ruth Wagner an der Spitze, mit einer entschlossenen Mannschaft, mit einem engagierten Wahlkampf und mit dem Ziel, einen Regierungswechsel in Hessen herbeizuführen ?

Die Wahlen dieses Jahres müssen kämpferisch angegangen werden. Das spezifische Gewicht der F.D.P. muß erhöht werden. Koalitionsfragen sind zweitrangige Fragen, sie dienen der Information an die Wähler, sie sind aber nicht die Identität liberaler Politik. 

Koalitionsfragen entscheiden im übrigen die Landesparteien der F.D.P. selbst. In Hessen will uns die CDU bei einem Regierungswechsel helfen, sie ist uns herzlich willkommen. 

Koalitionsfragen entscheiden wir im übrigen dann, wenn sie anstehen. Für die Bundesebene steht eine Koalitionsaussage eben fünf Minuten nach einer Bundestagswahl nicht an. 

Mit der CDU haben wir keine Mehrheit. In der Opposition gibt es keine Koalition, und mit der SPD stimmen wir bei deren gegenwärtiger Programmatik in der wichtigsten Frage, nämlich der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, weder in den finanzpolitischen noch in den wirtschaftspolitischen noch in den steuerpolitischen Rahmenbedingungen überein.

Die SPD steht vor einem sozialpolitischen Bad Godesberg. Sie muß sich wandeln. Sie ist die strukturkonservativste sozialdemokratische Partei in Europa. Warum sollten wir sie von ihren Aufgaben erlösen?

Die CDU sucht erkennbar ihre Oppositionsaufgabe. Sie erteilt sich öffentlich gegenseitig Ratschläge, wie sie am besten wahrzunehmen ist, und korrespondiert auf allen Ebenen heftig miteinander, immer nach dem Motto: Wer schreibt, der bleibt. 

Die Grünen haben sich zum Beipack entschieden. Und die PDS blickt nach hinten.

Alles in allem haben wir beste Voraussetzungen, uns zu mausern. Nutzen wir 1999 ohne Koalitionsschere im Kopf, angriffslustig und kämpferisch, anspruchsvoll in unseren Themen und intellektuell auf der Höhe der Zeit und mit guter Laune.

Liebe Gäste, liebe Baden-Württembergerinnen und Baden-Württemberger, wir sind gerne hier. Wir wünschen Ihnen, Ihren Familien für das Jahr 1999 Glück, Gesundheit und beruflichen Erfolg. Wir rufen heute von Stuttgart nach Wiesbaden  Ruth Wagner und den Hessen zu: "Rückt zusammen ! Wir kommen, und Hessen gewinnt!".

